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Allianzen sind das Gebot der Stunde! 
Das Thema „Engagement gegen Atomkraft“ ist so 
groß, dass es unbedingt Allianzen und Koopera-
tionen braucht, um Veränderungen zu bewirken. 
Und das ist auf mehreren Ebenen möglich und 
wünschenswert. 
Zum Beispiel bei der alljährlichen Konferenz der 
österreichischen Umweltlandesräte. Als Ergebnis 
liegt heuer u.a. die Forderung vor, Schutzstan-
dards für die Bevölkerung zu definieren und 
durchzusetzen und bei geplanten Laufzeitver-
längerungen für AKWs in jedem Fall eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen.  
Die Möglichkeiten auf regionaler Ebene sind 
vielfältig. Die Wiener Plattform Atomkraftfrei 
bemüht sich, Kontakte und Kooperationen 
über unsere Grenzen hinweg zu fördern und 
anzuregen, insbesondere natürlich Kontakte 
unserer Umweltlandesräte in den einzelnen 
Bundesländern mit Amtskolleginnen und  
-kollegen in AKW-betreibenden Nachbarstaaten.  

Der oberösterreichische Umweltlandesrat Rudi 
Anschober hat sehr gute Kontakte zu tschechi-
schen NGOs, da wird gute Antiatom-Arbeit 
geleistet. In Oberösterreich gibt es auch die 
„Allianz der Regionen für einen europaweiten 
Atomausstieg“ des oberösterreichischen 
Umweltlandesrates; Ziel von  Anschobers 
Initiative ist es, bis Ende des Jahres 20 Regio-
nen für die „Allianz“ zu gewinnen. Die Initiative 
setzt sich hauptsächlich dafür ein, Subventionen 
der Atomkraft in jeglicher Form zu verhindern 
und eine verpflichtende Umweltverträglichkeits-
prüfung für die Laufzeitverlängerung von AKWs 
durchzusetzen. Bis jetzt teilnehmende Regionen 
sind: Oberösterreich, Vorarlberg, Baden-Würt-
temberg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Thüringen, Deutschsprachige 
Gemeinschaft Belgiens, Saarland Es gibt in Italien 
Städte, die sich bewusst gegen Atomstrom 
entschieden haben: Auch sie wünscht sich 
Anschober für seine „Allianz“.  

Die Hauptsorge der burgenländischen 
Umweltlandesrätin Astrid Eisenkopf in Sachen 
Atomkraft ist natürlich das nahe gelegene 
AKW Paks in Ungarn. Die Kontakte zu ungari-
schen Regionalpolitikern und NGOs in Sachen 

Antiatom-Politik gestalten sich 
traditionell schwierig. Aber die 
Bemühungen gehen weiter, 
irgendwann, so hofft man im 
Burgenland, wird es grenzüber-
schreitende Kontakte und Anti-
atom-Zusammenarbeit geben. 
Burgenlands großer Stolz ist 
natürlich die Stromproduktion 
aus Erneuerbaren Energien, 
hauptsächlich aus Windkraft: Es 
wird 30% mehr Strom produziert 
als das Burgenland selbst 
braucht! Und der burgenländi-
sche Landtag hat 2007 in einer 
einstimmigen Resolution den 
Ausstieg aus Euratom und den 
Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien gefordert. 

In Wien engagiert sich die 
Umweltlandesrätin Ulli Sima 
seit jeher gegen die in Bau 
befindlichen Atomreaktoren 
3+4 in Mochovce/Slowakei. Sie 
hat gemeinsam mit ihrer burgen-
ländischen Kollegin vor kurzem 
im Rahmen der UVP für den 

geplanten neuen Reaktor in 
Paks auch gegen den Neubau 
und gegen Atomkraft Stellung 
bezogen. Kontakte in die 
Slowakei zu ihren 
AmtskollegInnen gibt es nach 
unserer Information keine. Sie 
hat außerdem das „CNFE - 
Cities for a Nuclear-Free 
Europe“ initiiert, das mitt-
lerweile 27 Städte in sieben 
europäischen Staaten umfasst. 
Vor kurzem hatte die WPA 
einen weiteren Termin, näm-
lich bei der Tiroler Umwelt-
landesrätin Ingrid Felipe. Wir 
werden berichten. 
Der Kontakt von Regionalpoli-
tikern über die Grenzen hinweg 
ist wichtiger denn je; es ist auf 
dieser Ebene vieles möglich, 
was auf Staatenebene keine 
Aussicht auf Verwirklichung 
hat. Das Gebot der Stunde 
sind daher Allianzen für einen 
europäischen Atomausstieg.  

Wir bleiben dran!

Foto: Wiener Plattform Atomkraftfrei 



 

 

Am 22. Mai 2016 nahmen 5 Aktivistinnen der Wiener 

Plattform Atomkraftfrei am Wiener Frauenlauf im Prater 

teil. Mit ihren leuchtend gelben T-Shirts mit der 

Aufschrift „Wiener Plattform Atomkraftfrei“ brachten sie 

Farbe in den Lauf und belegten schließlich mit ihrem 

Endergebnis von 2:46:21,7 den 184. Platz in der Wertung 

der Teams. 

Es hat uns Spaß gemacht, solche Frauenpower zu erleben 

und für eine atomkraftfreie Welt zu laufen! Foto: WPA 

Die Wiener Plattform Atomkraftfrei im Bundeskanzler amt 

Themen des Gesprächs der WPA mit Mag. Michael Schmidt aus 
dem Kabinett des Bundeskanzlers waren: Noch ist den AKW-
betreibenden Ländern, allen voran Frankreich, nicht klar, welche 
Kosten im Zusammenhang mit Lagerung und Entsorgung von 
Atommüll ihnen noch bevorstehen; Mag. Schmidt meinte, dass 
die Frage der Rechtswidrigkeit der Subventionen von Atom-
strom ein gewichtigeres Argument wäre als Bedenken wegen 
mangelnder Sicherheit der AKWs; Umweltminister Rupprech-
ter hat bei seinem Besuch in Tschechien bei seinem Amts-
kollegen offensichtlich verabsäumt, das Befremden Öster-
reichs angesichts der unbegrenzten Laufzeitverlängerung 
dreier Reaktoren im AKW Dukovany auszudrücken; nun 
hat Bundeskanzler Kern bei seinem nächsten Besuch in 
Tschechien einen Punkt mehr auf der Agenda. Wir werden 
die Berichterstattung aufmerksam verfolgen, was Öster-
reich in Sachen Dukovany unternimmt, denn dieses AKW 
wird von Umweltschutzorganisationen als das gefährlichste 
AKW an den Grenzen Österreichs bezeichnet. 
Obwohl Mag. Schmidt sich als sehr informierter und engagier-
ter Gesprächspartner erwies und das Gespräch selbst angenehm 
und konstruktiv war, sind wir dennoch enttäuscht darüber, dass 
wir nicht mit dem Bundeskanzler selbst sprechen konnten. Seit 
seinem Amtsantritt bemühen wir uns um einen Termin 
beim Bundeskanzler, auch um ihm 10.000 Unterschriften 
besorgter BürgerInnen zu überreichen; nimmt man im 
Bundeskanzleramt die Ängste der Bevölkerung etwa nicht 
ernst genug? 

Herbstentscheidung für britisches AKW Hinkley Point 

Als „nuklearen Amoklauf“ des französischen Energie-
konzerns EdF bezeichnet GLOBAL 2000 die Entschei-
dung für den Bau der zwei geplanten Reaktoren in 
Großbritannien. Sie fiel gegen den Willen der eigenen 
Konzern-Gewerkschaften, des Finanzchefs und des 
Vorstandsvertreters (beide traten deswegen zurück).  

Es ist dies ein unüberschaubares Risiko für die ohnehin 
stark verschuldete EdF und letztlich den französischen 
Staatshaushalt, um den Druckwasserreaktors EPR, den 
Atomreaktor-Typ des französischen Nuklearkonzerns, zu 
retten. Kein einziger Reaktor dieses Typs wurde bislang in 
Betrieb genommen (!), wegen exorbitanter Bauzeit-
verlängerungen und technischer Probleme.  

Der französische Konzern ist an dem etwa 23 Milliarden 
Euro teuren britischen Projekt zu rund zwei Dritteln betei-

ligt. Das verbleibende Drittel soll vom chinesischen 
Finanzkonzern Nuclear Power Corporation aufgebracht 
werden.  

Anfang August brachte die neue Premierministerin Theresa 
May Sicherheitsbedenken ins Spiel und verzögerte damit 
das Projekt: Sie möchte den Bau von Hinkley Point noch 
einmal überdenken. Österreich und andere Staaten hatten 
beim Europäischen Gerichtshof EuGh Klage gegen die 
Erlaubnis einer de-facto-Staatssubvention eingebracht, dies 
könnte nun durch den Brexit hinfällig sein. Und dann vor 
ein paar Tagen die entsetzliche Gewissheit: Hinkley Point 
C wird gebaut. (oekonews 29. 7. 16, Kurier 30.7.16, Der 
Standard 1. 8.16)  

AKWs zunehmend unrentabel 
Laut dem neuesten „World Nuclear Industry Status“, der 
Bestandsaufnahme der weltweiten Atomindustrie, ist diese 
weltweit auf dem Rückzug, und das in erster Linie wegen der 
Katastrophe von Fukushima. Der zweite Grund ist der Auf-
schwung der Erneuerbaren Energien, der in den Industrie-
staaten die Strompreise auf ein Niveau gedrückt hat, bei dem 
sich neue AKWs schlicht und einfach nicht mehr rechnen. 
Ohne hohe staatliche Subventionen, wie in Großbritan-
nien für Hinkley Point C genehmigt, ist ein AKW-Neubau 
nicht mehr wirtschaftlich.  Der Präsident des Nuclear 
Energy Institute sieht unter den gegenwärtigen Umständen 

zehn bis 20 AKW-Projekte kippen. „Die Atomenergie wird 
unumkehrbar von den Erneuerbaren ausgebootet“, so formu-
liert es ein Aufsichtsrat des AKW-betreibenden schwedischen 
Konzerns Vattenfall. Viele AKW-Projekte werden auf Eis 
gelegt; einige Energiekonzerne sind verschuldet (EdF, Areva) 
– und das birgt eine große Gefahr: „Eine Nuklearindustrie 
unter ökonomischem Stress könnte gefährlicher werden“, 
wenn nämlich der Kostendruck zu Einsparungen bei der 
Sicherheit führt. Aber, wie man spätestens bei Fukushima 
gesehen hat: Ökonomischer Druck hin oder her: Bei der 
Sicherheit wird gespart! (Die Presse, 14. 7. 2016)

 



Helfen Sie mit, den Kindern mit Diabetes 1 eine gute Schulung und damit 
ein weitgehend normales Leben zu ermöglichen! 

Spendenkonto: BAWAG PSK, IBAN AT20 6000 0000 9302 2985, Kennwort „Leben mit Diabetes“ 

Im Oktober soll es wieder Schulungen für guten Umgang mit Diabetes geben!  

Unsere tapfere Ludmilla Maruschkewitsch 
plant die nächste Diabetikerschulung.  

Viele Kinder in Weißrussland haben Diabetes 1 
als Folge der Atomkatastrophe von Tscherno-
byl. Sie selbst hatte bereits als Kind Diabetes 1 und 
lernte, wie wichtig ein geschulter Umgang mit 

Essen, ausreichend Bewegung und die richtige Menge 
Insulin ist. Da sie das Glück hatte, durch den Beruf 
ihres Vaters damals in Ostdeutschland zu leben, wurde 
sie nach neuestem medizinischem Standard behandelt. 
In Weißrussland steckt diese Sparte der Medizin 
immer noch in den Kinderschuhen, und die 
Infrastruktur für die Betreuung der Kinder ist einfach 
noch nicht aufgebaut. 

So wechselte Ljudmilla nach der Katastrophe von 
Tschernobyl von ihrer sicheren Lehrerstelle zur 
Stiftung, die inzwischen „Freude den Kindern“ heißt, 
um eine solche Einschulungs- und 
Betreuungseinrichtung zu schaffen. Die Schulungen 
werden hauptsächlich von ausländischen 
Hilfsorganisationen finanziert. Im Oktober soll die 
nächste Schulung stattfinden. Wir wollen Ludmilla 
dabei finanziell unterstützen. 

 

 

Liebe Leserinnen, liebe Leser! Sie erhalten dreimal kostenlos 
unsere Zeitung „Atomkraftfreie Zukunft“. Bitte nehmen Sie 
heute die Gelegenheit wahr und überweisen Sie uns eine 
Spende. Falls nach dreimaligem Bezug keine Spende eingeht, 
müssen wir aus Kostengründen die Zustellung einstellen. Tut 
uns leid..!

 

Wenn Sie unseren Newsletter lesen 
wollen, bitten wir Sie, uns Ihre E-Mail-
Adresse bekanntzugeben. 

Besuchen Sie uns auf unserer Website 
www.atomkraftfreiezukunft.at und unterschreiben Sie die 
Petition „Keine neuen Atomreaktoren in Temelín und 
Dukovany!“ 

Um unsere Aktivitäten auch weiter mit gutem 
Erfolg fortsetzen zu können, ersuchen wir unsere 
Leserinnen und Leser um die Überweisung des 
Förderbeitrags von € 15.- für das Jahr 2016.  
Auch Spenden nehmen wir dankend an! 

Die Vervielfältigung und der Versand dieser Zeitungsausgabe werden 
unterstützt von der Wiener Umweltanwaltschaft. 

Anzeige 



Kurz und wichtig 

Kollision mit U-Boot 

Das atomar angetriebene britische U-Boot „Ambush“ stieß während 
eines Tauchgangs vor der Küste von Gibraltar mit einem Handelsschiff 
zusammen. Der Atomreaktor soll intakt geblieben sein. (Kronen-Zeitung, 
22. 7. 2016) 

Private Hilfe für Tschernobyl-Opfer 

Eine private Salzburger Initiative unterstützt seit 25 Jahren krebskranke 
und immunschwache Kinder in Weißrussland. In der Kinderkrebsklinik 
Borowlyany in Minsk sowie in Reha-Einrichtungen, Schulen und 
Kindergärten konnten mit Unterstützung der Salzburger etwa 3000 
Kinder mit lebensrettenden Medikamenten und Erholungsaufenthalten 
versorgt werden. Auch Großspender aus dem medizinischen Bereich, 
Firmen und Private aus OÖ, NÖ und Wien haben sich mit Spenden 
angeschlossen. Der Initiative www.helfenuebergrenzen.at geht es auch 
um Bewusstseinsarbeit in Österreich. (Der Standard, 29. 3. 1016) 

„Nuclear Lies“ − Filmvorführung 

Zwei engagierte Lehrerinnen der HTL Ottakring in Wien zeigten 
anlässlich der Jahrestage (5 Jahre Fukushima, 30 Jahre Tschernobyl) den 
Film „Nuclear Lies“ und konfrontierten so in nachahmenswerter Weise 
die Schüler der 3. und 4. Jahrgänge mit der Problematik der desaströsen 
Lebensumstände rund um indische AKWs und Uranabbauanlagen. Die 
jungen Zuseher hatten Gelegenheit, sich der Themen „Atomkraft und 
ihre Gefahren“, die natürlich auch Österreich betreffen, bewusst zu 
werden und dem fachkundigen Regisseur Praved Krishnapilla Fragen zu 
stellen. (Der neue Merker 1/2016 ) 

Rupprechter bei seinem tschechischen Amtskollegen 

Die tschechische Regierung setzt auf Atomkraft. Darin sind enthalten die 
sehr problematischen AKWs Temelín und Dukovany, beide sollen 
ausgebaut werden. Umweltminister Rupprechter sprach mit seinem 
tschechischer Amtskollegen Richard Brabec über Österreichs Bedenken 
über die Energiepolitik des Nachbarn und hielt ein Plädoyer für einen 
Energiewende-Vertrag, der alle EU-Staaten auf einen Umstieg auf 
Erneuerbare Energien verpflichten soll. Als Standort für das geplante 
tschechische Atommüll-Endlager verlangte Rupprechter einen Ort mitten 
in Tschechien, möglichst weit weg von der österreichischen Grenze. 
Allerdings verabsäumte er, Protest gegen Ausbau und unbegrenzte 
Laufzeitverlängerung in Dukovany einzulegen – muss sich jetzt der 
Bundeskanzler darum kümmern? (Kurier, 17. 6. 2016) 

Wir bedanken uns herzlich bei allen, die eine Stellungnahme 
gegen den geplanten neuen Reaktor im AKW Dukovany 
abgegeben haben! 

Erratum: 

In unserer letzten Ausgabe berichteten wir über die immense 
Verseuchung unserer Weltmeere mit radioaktiver Strahlung; nach 
Rückfrage bei Global2000 können wir nun, Gott sei Dank, richtigstellen, 
dass das Ausmaß der Kontaminierung bei weitem nicht dem Berichteten 
entspricht; allerdings können wir keine Entwarnung geben, im Gegenteil: 
Immer noch fließen täglich tausende Liter stark verseuchtes Kühlwasser 
aus dem havarierten AKW Fukushima in den Pazifik, und ein Ende ist 
nicht abzusehen. 

Thema aktuell 

 

Mag a. Hanna 
Nekowitsch, 
Sprecherin der 
„Wiener 
Plattform 
Atomkraftfrei“ 

Lebensgefährliche Technologie 
und leichtsinniger Umgang damit 

Redaktion: In den Medien  liest man in den 
letzten Wochen immer wieder von 
Zwischenfällen in verschiedenen AKWs. Wie 
ernst sind diese Vorfälle?  
Hanna: Sie sind alarmierend. Im AKW Paks, 
das bereits 2003 nach einem ernsten Störfall – 
das bedeutet Stufe 3 der siebenteiligen INES-
Skala – mehrere Jahre nur mit gedrosselter 
Leistung arbeiten konnte, kam es im Juli 2016 zu 
einem Zwischenfall durch einen Funktionsfehler 
im Kontrollsystem. In Weißrussland, wo an der 
Grenze zu Litauen ein AKW gebaut wird, gab es 
am 10. Juli einen Unfall.  Kräne ließen die 330 
Tonnen schwere Reaktorhülle aus mehreren 
Metern Höhe fallen, was zunächst verschwiegen 
wurde. Dann wurde versichert, man werde die 
Hülle ausrangieren, falls Schäden festgestellt 
werden. Aufgrund der hohen Kosten muss das 
aber bezweifelt werden. 
Red.: Sind diese Vorkommnisse eher ein 
osteuropäisches Problem? 
H.: Keineswegs! Atomkraftwerke sind nicht 
sicher! Egal wo sie stehen und wer sie gebaut 
hat: Es gibt keine sicheren Atomkraftwerke! Im 
französischen AKW Fessenheim hat es seit 
Betriebsbeginn Hunderte von meldepflichtigen 
Zwischenfällen gegeben, zuletzt im Mai dieses 
Jahres, als es zu einer Störung im Kreislauf des 
nuklearen Anlagenbereichs kam. Meist wird 
dabei beschwichtigt und verharmlost. 
Red.: Angesichts dieser Gefahren ist es 
erfreulich, dass der Bau des AKW Belene 
gestoppt wurde. Hat das Konsequenzen für  
Bulgarien? 
H.: Leider ja. Der Bau wurde gestoppt wegen 
hoher Kosten und fehlender Investoren. Nun soll 
Bulgarien deshalb der russischen 
Atomstroyexport, dem Unternehmen, das Belene 
bauen wollte, 550 Millionen € bezahlen. 
Bulgarien überlegt jetzt, ob man nicht doch 
bauen soll… Der einzige Schluss aus all dem 
Wahnsinn: Unsere Politiker müssen sich 
vehement für den Atomausstieg und gegen 
Neubauten und Laufzeitverlängerungen 
einsetzen! Um damit erfolgreich zu sein, ist es 
unabdingbar, Verbündete in der EU zu 
gewinnen und eine Allianz der Staaten gegen 
Atomkraft zu gründen!  




